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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 19.—— 


(Nr. 9547.) Geſetz, betreffend die Abänderung einzelner Beſtimmungen des Allgemeinen Berg ⸗ 
geſetzes vom 24. Juni 1865. Vom 24. Juni 1892. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, 
in Abänderung des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 (Geſetz⸗Samml. 
S. 705 ff.) für das geſammte Staatsgebiet, was folgt: 


A. Betreffend die Verhältniſſe der Bergleute und der Betriebsbeamten. 


Artikel J. 


Der dritte Abſchnitt des dritten Titels im Allgemeinen Berggeſetze vom 
24. Juni 1865 erhält folgende Faſſung: 


Dritter Abſchnitt. 
Von den Bergleuten und den Betriebsbeamten. 


$. 80. 

Das Vertragsverhältniß zwifchen den Bergwerksbeſitzern und den Bergleuten 
wird nach den allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen beurtheilt, ſoweit nicht nach- 
ſtehend etwas Anderes beſtimmt iſt. 

Den Bergwerksbeſitzern iſt unterſagt, für den Fall der rechtswidrigen Auf— 
löſung des Arbeitsverhältniſſes durch den Bergmann die Verwirkung des rück⸗ 
ſtändigen Lohnes über den Betrag des durchſchnittlichen Wochenlohnes hinaus 
auszubedingen. 
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$. 80 a. 

Für jedes Bergwerk und die mit demſelben verbundenen unter der Aufſicht 
der Bergbehörden ſtehenden Anlagen iſt innerhalb vier Wochen nach Inkrafttreten 
dieſes Geſetzes oder nach der Eröffnung des Betriebes eine Arbeitsordnung von 
dem Bergwerksbeſitzer oder deſſen Stellvertreter zu erlaſſen. Für die einzelnen 
Abtheilungen des Betriebes, für einzelne der vorbezeichneten Anlagen oder für die 
einzelnen Gruppen der Arbeiter können beſondere Arbeitsordnungen erlaſſen werden. 
Der Erlaß erfolgt durch Aushang (§. 80g Abſatz 2). 

Die Arbeitsordnung muß den Namen des Bergwerks oder die Bezeichnung 
der beſonderen Betriebsanlage ſowie den Zeitpunkt, mit welchem ſie in Wirkſam⸗ 
keit treten ſoll, angeben und von dem Bergwerksbeſitzer oder deſſen Stellvertreter 
unter Angabe des Datums unterzeichnet ſein. 

Abänderungen ihres Inhalts können nur durch den Erlaß von Nachträgen 
oder in der Weiſe erfolgen, daß an Stelle der beſtehenden eine neue Arbeits- 
ordnung erlaſſen wird. 

Die Arbeitsordnungen und Nachträge zu denſelben treten früheſtens zwei 
Wochen nach ihrem Erlaß in Geltung. 

Die Bergbehörde kann den Bergwerksbeſitzer auf Antrag von dem Erlaß 
einer Arbeitsordnung oder von der Aufnahme einzelner der im $. 80 b bezeichneten 
Beſtimmungen entbinden, wenn der Betrieb nur von geringem Umfange oder 
ſeiner Natur nach von kurzer Dauer iſt. 


§. 80 b. 
Die Arbeitsordnung muß Beſtimmungen enthalten: 
1) über Anfang und Ende der regelmäßigen täglichen Arbeitszeit, über 
die Zahl und Dauer der für die erwachſenen Arbeiter etwa vorgeſehenen 
Pauſen und darüber, unter welchen Vorausſetzungen und in welchem 
Maße, abgeſehen von Fällen der Beſeitigung von Gefahren und der 
Ausführung von Notharbeiten, die Arbeiter verpflichtet ſind „die Arbeit 
über die ordentliche Dauer der Arbeitszeit hinaus fortzuſetzen oder beſondere 
Nebenſchichten zu verfahren, bei Arbeiten unter Tage über die Regelung 
der Ein⸗ und Ausfahrt und über die Ueberwachung der Anweſenheit 
der Arbeiter in der Grube; 
über die zur Feſtſetzung des Schichtlohnes und zum Abſchluſſe ſowie 
zur Abnahme des Gedinges ermächtigten Perſonen, über den Zeitpunkt, 
bis zu welchem nach Uebernahme der Arbeit gegen Gedingelohn das 
Gedinge abgeſchloſſen ſein muß, über die Beurkundung des abgeſchloſſenen 
Gedinges und die Bekanntmachung an die Betheiligten, über die Vor⸗ 
ausſetzungen, unter welchen der Bergwerksbeſitzer oder ber Arbeiter eine 
Veränderung oder Aufhebung des Gedinges zu verlangen berechtigt iſt, 
ſowie über die Art der Bemeſſung des Lohnes für den Fall, daß eine 
Vereinbarung über das Gedinge nicht zu Stande kommt; 


2 


— 
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3) über Zeit und Art der Abrechnung und Lohnzahlung, über die Fälle, 
in denen wegen ungenügender oder vorſchriftswidriger Arbeit Abzüge 
gemacht werden dürfen, über die Vertreter des Bergwerksbeſitzers, welchen 
die Befugniß zur Anordnung von Abzügen wegen ungenügender oder 
vorſchriftswidriger Arbeit zuſteht, ſowie über den Beſchwerdeweg gegen 
ſolche Anordnungen; 

4) ſofern es nicht bei den geſetzlichen Beſtimmungen ($$. 81, 82, 83) ber 
wenden ſoll, über die Friſt der zuläſſigen Aufkündigung, ſowie über die 
Gründe, aus welchen die Entlaſſung und der Austritt aus der Arbeit 
ohne Aufkündigung erfolgen darf; 

5) ſofern Strafen vorgeſehen werden, über die Art und Höhe derſelben, 
über die Art ihrer Feſtſetzung, über die hierzu bevollmächtigten Vertreter 
des Bergwerksbeſitzers und den Beſchwerdeweg gegen dieſe Feſtſetzung, 
ſowie, wenn die Strafen in Geld beſtehen, über deren Einziehung und 
über den Zweck, für welchen fie verwendet werden ſollen; 

6) ſofern die Verwirkung von Lohnbeträgen nach Maßgabe der Beſtim⸗ 
mung des F. 80 Abſatz 2 durch Arbeitsordnung oder Arbeitsvertrag 
ausbedungen wird, über die Verwendung der verwirkten Beträge) 

7) über die etwaige Verabfolgung und Berechnung der Betriebsmaterialien 
und Werkzeuge. 


$. 80e. 

Iſt im Falle der Fortſetzung der Arbeit vor demſelben Arbeitsort das 
Gedinge nicht bis zu dem nach $. 80 b Nr. 2 in der Arbeitsordnung zu 
beſtimmenden Zeitpunkte abgeſchloſſen, ſo iſt der Arbeiter berechtigt, die Feſt⸗ 
ſtellung ſeines Lohnes nach Maßgabe des in der vorausgegangenen Lohnperiode 
für dieſelbe Arbeitsſtelle gültig geweſenen Gedinges zu verlangen. 

Werden auf Grund der Arbeitsordnung Fördergefäße wegen ungenügender 
oder vorſchriftswidriger Beladung ganz oder theilweiſe nicht angerechnet, ſo iſt 
den betheiligten Arbeitern Gelegenheit zu geben, hiervon nach Beendigung der 
Schicht Kenntniß zu nehmen. Der Bergwerksbeſitzer iſt verpflichtet, zu geſtatten, 
daß die Arbeiter auf ihre Koſten durch einen von ihnen oder, wenn ein ſtändiger 
Arbeiterausſchuß beſteht, von dieſem aus ihrer Mitte gewählten Vertrauensmann 
das Verfahren bei Feſtſtellung ſolcher Abzüge inſoweit überwachen laſſen, als 
dadurch eine Störung der Förderung nicht eintritt. Genügend und vorſchrifts⸗ 
mäßig beladene Fördergefäße zur Strafe in Abzug zu bringen, iſt unzuläſſig. 


$. 80 d. 

Strafbeſtimmungen, welche das Ehrgefühl oder die guten Sitten verletzen, 
dürfen in die Arbeitsordnung nicht aufgenommen werden. Geldſtrafen dürfen 
in jedem einzelnen Falle die Hälfte des für die vorhergegangene Lohnperiode 
ermittelten durchſchnittlichen Tagesarbeitsverdienſtes Wang. rbeiterklaſſe nicht 
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überſteigen, zu welcher der Arbeiter gehört, jedoch können Thätlichkeiten gegen 
Mitarbeiter, erhebliche Verſtöße gegen die guten Sitten, ſowie gegen die zur 
Aufrechterhaltung der Ordnung des Betriebes, zur Sicherung gegen Betriebs⸗ 
gefahren oder zur Durchführung der Beſtimmungen dieſes Geſetzes und der Reichs- 
gewerbeordnung erlaſſenen Vorſchriften mit Geldſtrafen bis zum vollen Betrage 
dieſes durchſchnittlichen Tagesarbeitsverdienſtes belegt werden. Das Recht des 
Bergwerksbeſitzers, Schadenserſatz zu fordern, wird durch dieſe Beſtimmung 
nicht berührt. 

Alle Strafgelder, ſowie alle wegen ungenügender oder vorſchriftswidriger 
Beladung der Fördergefäße den Arbeitern in Abzug gebrachten Lohnbeträge 
müſſen der Knappſchaftskaſſe oder einer zu Gunſten der Arbeiter des Bergwerks 
beſtehenden Unterſtützungskaſſe überwieſen werden. 

Dem Bergwerksbeſitzer bleibt überlaſſen, neben den im $. 80 b bezeichneten 
noch weitere die Ordnung des Betriebes und das Verhalten der Arbeiter im 
Betriebe betreffende Beſtimmungen in die Arbeitsordnung aufzunehmen. Mit 
Zuſtimmung eines ſtändigen Arbeiterausſchuſſes können in die Arbeitsordnung 
Vorſchriften über das Verhalten der Arbeiter bei Benutzung der zu ihrem Beſten 
getroffenen, auf dem Bergwerke beſtehenden Einrichtungen, ſowie Vorſchriften 
über das Verhalten der minderjährigen Arbeiter außerhalb des Betriebes auf 
genommen werden. 


$. 80e. 


Der Inhalt der Arbeitsordnung iſt, ſoweit er den Geſetzen nicht zuwider⸗ 
läuft, für die Arbeitgeber und Arbeiter rechtsverbindlich. 

Andere als die in der Arbeitsordnung oder in den $$. 82 und 83 vor⸗ 
geſehenen Gründe der Entlaſſung und des Austritts aus der Arbeit dürfen im 
Arbeitsvertrage nicht vereinbart werden. Andere als die in der Arbeitsordnung 
vorgeſehenen Strafen dürfen über den Arbeiter nicht verhängt werden. Die 
Strafen müſſen ohne Verzug feſtgeſetzt und dem Arbeiter zur Kenntniß ge⸗ 
bracht werden. 

Die verhängten Geldſtrafen ſind in ein Verzeichniß einzutragen, welches 
den Namen des Beſtraften, den Tag der Beſtrafung, ſowie den Grund und 
die Höhe der Strafe ergeben und auf Erfordern dem Revierbeamten jederzeit zur 
Einſicht vorgelegt werden muß. 


$. Sof. 


Vor dem Erlaß der Arbeitsordnung oder eines Nachtrages zu derſelben iſt 
den auf dem Bergwerke, in der betreffenden Betriebsanlage oder in den be 
treffenden Abtheilungen des Betriebes beſchäftigten großjährigen Arbeitern Gelegen⸗ 
heit zu geben, ſich über den Inhalt der Arbeitsordnung zu äußern. Auf Berg⸗ 
werken, für welche ein ſtändiger Arbeiterausſchuß beſteht, wird dieſer Vorſchrift 
durch Anhörung des Ausſchuſſes über den Inhalt der Arbeitsordnung genügt. 
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Als ſtändige Arbeiterausſchüſſe im Sinne der vorſtehenden Beſtimmung 

und der $$. 80e Abſatz 2 und 80d Abſatz 3 gelten nur: 

1) die Vorſtände der für die Arbeiter eines Bergwerks beſtehenden Kranken⸗ 
kaſſen oder anderer für die Arbeiter des Bergwerks beſtehender Kaſſen⸗ 
einrichtungen, deren Mitglieder in ihrer Mehrheit von den Arbeitern 
aus ihrer Mitte zu wählen find, ſofern fie als ſtändige Arbeiteraus⸗ 
ſchüſſe beſtellt werden; 

2) die Knappſchaftsälteſten von Knappſchaftsvereinen, welche nur die Be⸗ 
triebe eines Bergwerksbeſitzers umfaſſen, ſofern ſie aus der Mitte der 
Arbeiter gewählt find und als ſtändige Arbeiterausſchüſſe beſtellt werden; 

3) die bereits vor dem 1. Januar 1892 errichteten ſtändigen Arbeiter⸗ 
ausſchüſſe, deren Mitglieder in ihrer Mehrzahl von den Arbeitern aus 
ihrer Mitte gewählt werden; 

4) ſolche Vertretungen, deren Mitglieder in ihrer Mehrzahl von den voll⸗ 
jährigen Arbeitern des Bergwerks, der betreffenden Betriebsabtheilung 
oder der mit dem Bergwerke verbundenen Betriebsanlagen aus ihrer 
Mitte in unmittelbarer und geheimer Wahl gewählt werden. Die 
Wahl der Vertreter kann auch nach Arbeiterklaſſen oder nach beſonderen 
Abtheilungen des Betriebes erfolgen. 


$. 80 g. 

Die Arbeitsordnung, ſowie jeder Nachtrag zu derſelben iſt unter Mittheilung 
der ſeitens der Arbeiter geäußerten Bedenken, ſoweit die Aeußerungen ſchriftlich 
oder zu Protokoll erfolgt ſind, binnen drei Tagen nach dem Erlaß in zwei Aus⸗ 
fertigungen, unter Beifügung der Erklärung, daß und in welcher Weiſe der 
Vorſchrift des §. 80 f Abſatz 1 genügt iſt, der Bergbehörde einzureichen. 

Die Arbeitsordnung iſt an geeigneter, allen betheiligten Arbeitern zugäng⸗ 
licher Stelle auszuhängen. Der Aushang muß ſtets in lesbarem Zuſtande er⸗ 
halten werden. Die Arbeitsordnung iſt jedem Arbeiter bei ſeinem Eintritt in die 
Beſchäftigung zu behändigen. 

$. 80 h. 

Arbeitsordnungen und Nachträge zu denſelben, welche nicht vorſchriftsmäßig 
erlaffen find, oder deren Inhalt den geſetzlichen Beſtimmungen zuwiderläuft, find 
auf Anordnung der Bergbehörde durch geſetzmäßige Arbeitsordnungen zu erſetzen 
oder den geſetzlichen Vorſchriften entſprechend abzuändern. 

Gegen dieſe Anordnungen findet der Rekurs nach näherer Beſtimmung 
der $$. 191 bis 193 ſtatt. 


$. 80 i. f 
Arbeitsordnungen, welche vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes erlaſſen 
worden find, unterliegen den Beſtimmungen der $$. 80 a bis e, 80 g Abſatz 2, 
80 h und ſind binnen vier Wochen der Bergbehörde in zwei Ausfertigungen ein⸗ 
(Nr. 9547) 


— 136 — 


. Auf ſpätere Abänderungen Fa Arbeitsordnungen und auf die feit 
em 1. April 1892 erſtmalig erlaſſenen Arbeitsordnungen finden die $$. 80 f und 
80 f Abſatz 1 Anwendung. 3 

$. : 


Erfolgt die Lohnberechnung auf Grund abgeſchloſſener Gedinge, fo iſt der 
Bergwerksbeſitzer zur Beobachtung nachſtehender Vorſchelten verpflichtet: 

1) Wird die Leiſtung aus Zahl und Rauminhalt der Fördergefäße ermittelt, 
ſo muß dieſer am narbergefäße ſelbſt dauernd und deutlich erſichtlich 
gemacht werden, Dres nicht Fördergefäße von gleichem Rauminhalt 
benutzt werden und letzterer vor dem Beginn des Gebrauches bekannt 
gemacht wird. 

2) Wird die Leiſtung aus dem Gewichtsinhalt der Fördergefäße ermittelt, 
ſo muß das Leergewicht jedes einzelnen derſelben vor dem Beginn des 
Gebrauchs und ſpäter in jedem Betriebsjahre mindeſtens einmal von 
Neuem feſtgeſtellt und am Fördergefäße ſelbſt dauernd und deutlich 
erſichtlich gemacht werden. 

Der Bergwerksbeſttzer iſt verpflichtet, die Einrichtungen zu Ki und die 
Hülfskräfte zu ſtellen, welche die Bergbehörde zur Ueberwachung der Ausführung 
vorſtehender Beſtimmungen erforderlich erachtet. 

Für Waſchabgänge, Halden und ſonſtige beim Abſatz der Produkte gegen 
die Fördermenge ſich ergebende Verluſte dürfen dem Arbeiter Abzüge von der 
Arbeitsleiſtung oder dem Lohne 8 Eee werden. Ausnahmen hiervon be- 
dürfen der Genehmigung der Bergbehoͤrde. 


$. 81. 
Das Vertragsverhältniß kann, wenn nicht ein Anderes verabredet iſt, durch 
eine jedem Theile freiſtehende, vierzehn Tage vorher zu erklärende Aufkündigung 
elöſt werden. 
® Werden andere Aufkündigungsfriſten vereinbart, ſo müſſen fie für beide 
Theile gleich ſein. Vereinbarungen, welche dieſer Veſtimmung zuwiderlaufen, 
ſind nichtig. 
§. 82. 
Vor Ablauf der vertragsmäßigen Arbeitszeit und ohne Aufkündigung können 
Bergleute entlaffen werden: 

1) wenn fie bei Abſchluß des Arbeitsvertrages den Arbeitgeber durch Vor⸗ 
zeigung falſcher oder verfälſchter Abkehrſcheine, Zeugniſſe oder Arbeits- 
bücher hintergangen oder ihn über das Beſtehen eines anderen, ſie 
gleichzeitig verpflichtenden Arbeitsverhältniſſes in einen Irrthum verſetzt 
haben; 

2) wenn ſie eines Diebſtahls, einer Entwendung, einer Unterſchlagung, 
— Betruges oder eines lüderlichen Lebenswandels ſich ſchuldig 
machen / 
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3) wenn ſie die Arbeit unbefugt verlaſſen haben oder ſonſt den nach dem 
Arbeitsvertrage ihnen obliegenden Verpflichtungen nachzukommen be⸗ 
harrlich verweigern; 

4) wenn ſie eine ſicherheitspolizeiliche Vorſchrift bei der Bergarbeit über⸗ 
treten oder ſich groben Ungehorſams gegen die den Betrieb betreffenden 
Anordnungen des Bergwerksbeſitzers, desen Stellvertreter oder der ihnen 
vorgeſetzten Beamten ſchuldig machen; 

5) wenn ſie ſich Thätlichkeiten oder grobe Beleidigungen gegen den 
Bergwerksbeſitzer, deſſen Stellvertreter oder die ihnen 3 
Beamten oder gegen die Familienangehörigen derſelben zu Schulden 
kommen laffen; 

6) wenn ſie einer vorſätzlichen und rechtswidrigen Sachbeſchädigung zum 
Nachtheil des Bergwerksbeſitzers, deſſen Stellvertreters, der ihnen vor⸗ 
geſetzten Beamten oder eines Mitarbeiters ſich ſchuldig machen; 


7) wenn ſie die Vertreter des Bergwerksbeſitzers, die ihnen vorgeſetzten 
Beamten, die Mitarbeiter oder die Familienangehörigen dieſer Perſonen 
u Handlungen verleiten oder zu verleiten verſuchen, welche wider die 
Gesche oder die guten Sitten verftoßen; 
8) wenn ſie zur Fortſetzung der Arbeit unfähig oder mit einer ab⸗ 
ſchreckenden Krankheit behaftet ſind. 
In den unter Nr. 1 bis 7 gedachten Fällen iſt die Entlaſſung nicht mehr 
bee wenn die zu Grunde liegenden Thatſachen dem Bergwerksbeſitzer oder 
eſſen Stellvertreter länger als eine Woche bekannt find. 5 
Inwiefern in den unter Nr. 8 gedachten Fällen dem Entlaſſenen ein 
Anſpruch auf Entſchädigung zuſtehe, iſt nach dem Inhalte des Vertrages und 
nach den allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften zu beurtheilen. 


$. 83. 
Vor Ablauf der vertragsmäßigen Arbeitszeit und ohne vorhergegangene 
Aufkündigung können Bergleute die Arbeit verlaſſen: 

1) wenn fie zur Fortſetzung der Arbeit unfähig werden 

2) wenn der Bergwerksbeſitzer, deſſen Stellvertreter oder die ihnen vor⸗ 
geſetzten Beamten ſich Thätlichkeiten oder grobe Beleidigungen gegen 
die Bergleute oder gegen ihre Familienangehörigen zu Schulden 
kommen laffen; 

3) wenn der Bergwerksbeſitzer, deſſen Stellvertreter oder Beamte oder 
Familienangehörige derſelben die Bergleute oder deren Familien⸗ 
angehörige zu Handlungen verleiten oder zu verleiten verſuchen, oder 
mit den Namilienangehörigen der Bergleute Handlungen begehen, 
welche wider die Geſetze oder die guten Sitten laufen. 
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4) wenn der Bergwerksbeſitzer den Bergleuten den ſchuldigen Lohn nicht 
in der bedungenen Weiſe auszahlt, bei Gedingelohn nicht für ihre 
ausreichende Beſchäftigung ſorgt, oder wenn er ſich widerrechtlicher 
Uebervortheilungen gegen ſie ſchuldig macht. 

In den unter Nr. 2 gedachten Fällen iſt der Austritt aus der Arbeit 

nicht mehr zuläſſig, wenn die zu Grunde liegenden Thatſachen dem Arbeiter 
länger als eine Woche bekannt ſind. 


§. 83a. 

Außer den in den $$. 82 und 83 bezeichneten Fällen kann jeder der 
beiden Theile aus wichtigen Gründen vor Ablauf der vertragsmäßigen Zeit und 
ohne Innehaltung der Kündigungsfriſt die Aufhebung des Arbeitsverhältniſſes 
verlangen, wenn daſſelbe mindeſtens auf vier Wochen oder wenn eine längere 
als vierzehntägige Kündigungsfriſt vereinbart iſt. 


F. 84. 

Der Bergwerksbeſitzer oder deſſen Stellvertreter iſt verpflichtet, dem ab⸗ 
kehrenden großjährigen Bergmanne ein Zeugniß über die Art und Dauer ſeiner 
Beſchäftigung und auf Verlangen auch ein Zeugniß über ſeine Führung und 
ſeine Leiſtungen auszuſtellen. Die Unterſchrift dieſer Zeugniſſe hat die Orts⸗ 
polizeibehörde koſten⸗ und ſtempelfrei zu beglaubigen. 

Wird die Ausſtellung des Zeugniſſes verweigert, ſo fertigt die Ortspolizei⸗ 
behörde daſſelbe auf Koſten des Verpflichteten aus. 

Werden dem abkehrenden Bergmanne in dem Zeugniſſe Beſchuldigungen 
zur Laſt gelegt, welche ſeine fernere Beſchäftigung hindern würden, ſo kann er 
auf Unterſuchung bei der Ortspolizeibehörde antragen, welche, wenn die Be⸗ 
ſchuldigung unbegründet befunden wird, unter dem Zeugniſſe den Befund ihrer 
Unterſuchung zu vermerken hat. 

Den Arbeitgebern iſt unterſagt, die Zeugniſſe mit Merkmalen zu verſehen, 
welche den Zweck haben, den Arbeiter in einer aus dem Wortlaut des Zeugniſſes 
nicht erſichtlichen Weiſe zu kennzeichnen. 


$. 85. 

Bergwerksbeſitzer oder deren Stellvertreter dürfen großjährige Arbeiter, von 
denen ihnen bekannt iſt, daß ſie ſchon früher beim Bergbau beſchäftigt waren, 
nicht eher zur Bergarbeit annehmen, bis ihnen von denſelben das Zeugniß des 
Bergwerksbeſitzers oder Stellvertreters, bei dem fie zuletzt in Arbeit geſtanden, 
beziehungsweiſe das Zeugniß der Ortspolizeibehörde (F. 84) vorgelegt iſt. 

$. 85 a. 

Minderjährige Arbeiter können beim Abgange ein Zeugniß über die Art 
und Dauer ihrer Beſchäftigung fordern, deſſen Unterſchrift die Ortspolizeibehörde 
koſten⸗ und ſtempelfrei zu beglaubigen hat. 
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Dieſes Zeugniß iſt auf Verlangen der Arbeiter auch auf ihre Führung 
und ihre Leiſtungen auszudehnen. 

Auf die Ausſtellung dieſes Zeugniſſes finden die Abſätze 2, 3 und 4 des 
§. 84 entſprechende Anwendung. 

Der Vater oder Vormund des Minderjährigen kann die Ausſtellung des 
Zeugniſſes fordern, auch verlangen, daß daſſelbe nicht an den Minderjährigen, 
ſondern an ihn ausgehändigt werde. Mit Genehmigung der Gemeindebehörde 
des Arbeitsortes kann auch gegen den Willen des Vaters oder Vormundes die 
Aushändigung unmittelbar an den Arbeiter erfolgen. 


§. 85 b. 

Minderjährige Perſonen dürfen auf den den Beſtimmungen dieſes Geſetzes 
unterworfenen Anlagen als Arbeiter nur beſchäftigt werden, wenn ſie mit einem 
Arbeitsbuche verſehen find. Bei der Annahme ſolcher Arbeiter hat der Bergwerks- 
beſitzer das Arbeitsbuch einzufordern. Er iſt verpflichtet, daſſelbe zu verwahren, 
auf amtliches Verlangen vorzulegen und nach rechtmäßiger Löſung des Arbeits⸗ 
verhältniſſes wieder auszuhändigen. Die Aushändigung erfolgt an den Vater 
oder Vormund, ſofern dieſe es verlangen, oder der Arbeiter das ſechszehnte Lebens⸗ 
jahr noch nicht vollendet hat, anderenfalls an den Arbeiter ſelbſt. Mit Ge⸗ 
nehmigung der Gemeindebehörde des im $. 85 e bezeichneten Ortes kann die Aus⸗ 
händigung des Arbeitsbuches auch an die Mutter oder einen ſonſtigen Angehörigen 
oder unmittelbar an den Arbeiter erfolgen. 


$. 85 c. 

Das Arbeitsbuch wird dem Arbeiter durch die Polizeibehörde desjenigen 
Ortes, an welchem er zuletzt ſeinen dauernden Aufenthalt gehabt hat, wenn aber 
ein ſolcher innerhalb des Staatsgebietes nicht ſtattgefunden hat, von der Polizei⸗ 
behörde des von ihm zuerſt erwählten Arbeitsortes koſten⸗ und ſtempelfrei aus⸗ 
geſtellt. Die Ausſtellung erfolgt auf Antrag oder mit Zuſtimmung des Vaters 
oder Vormundes; iſt die Erklärung des Vaters nicht zu beſchaffen, oder verweigert 
der Vater die Zuſtimmung ohne genügenden Grund und zum Nachtheile des 
Arbeiters, ſo kann die Gemeindebehörde die Zuſtimmung deſſelben ergänzen. 
Vor der Ausſtellung iſt nachzuweiſen, daß der Arbeiter zum Beſuche der Volks⸗ 
ſchule nicht mehr verpflichtet iſt, und glaubhaft zu machen, daß bisher ein 
Arbeitsbuch für ihn noch nicht ausgeſtellt war. 


§. 85 d. 

Wenn das Arbeitsbuch vollſtändig ausgefüllt oder nicht mehr brauchbar, 
oder wenn es verloren gegangen oder vernichtet iſt, ſo wird an Stelle deſſelben 
ein neues Arbeitsbuch ausgeſtellt. Die Ausſtellung erfolgt durch die Polizei- 
behörde desjenigen Ortes, an welchem der Inhaber des Arbeitsbuches zuletzt ſeinen 
dauernden Aufenthalt gehabt hat. Das ausgefüllte oder nicht mehr brauchbare 
Arbeitsbuch iſt durch einen amtlichen Vermerk zu ſchließen. 
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Wird das neue Arbeitsbuch an Stelle eines nicht mehr brauchbaren, eines 
verloren gegangenen oder vernichteten Arbeitsbuches ausgeſtellt, ſo iſt dies darin 
zu vermerken. Für die Ausſtellung kann in dieſem Falle eine Gebühr bis zu 
fünfzig Pfennig erhoben werden. 


§. 85 e. 


Das Arbeitsbuch (F. 85 b) muß den Namen des Arbeiters, Ort, Jahr 
und Tag ſeiner Geburt, Namen und letzten Wohnort ſeines Vaters oder Vor⸗ 
mundes und die Unterſchrift des Arbeiters enthalten. Die Ausſtellung erfolgt 
unter dem Siegel und der Unterſchrift der Behörde. Letztere hat über die von 
ihr ausgeſtellten Arbeitsbücher ein Verzeichniß zu führen. 

Die Einrichtung der Arbeltsbücher wird durch den Miniſter für Handel 
und Gewerbe beſtimmt. 


$. 85 f. 


Bei dem Eintritt des Arbeiters in das Arbeitsverhältniß hat der Bergwerks⸗ 
beſitzer an der dafür beſtimmten Stelle des Arbeitsbuches die Zeit des Eintritts 
und die Art der Beſchäftigung, am Ende des Arbeitsverhältniſſes die Zeit des 
Austritts und, wenn die Beſchäftigung Aenderungen erfahren hat, die Art der 
letzten Beſchäftigung des Arbeiters einzutragen. 

Die Eintragungen ſind mit Tinte zu bewirken und von dem Bergwerks⸗ 
beſitzer oder dem dazu bevollmächtigten Betriebsleiter zu unterzeichnen. 

Die Eintragungen dürfen nicht mit einem Merkmal verſehen ſein, welches 
den Inhaber des Arbeitsbuches günſtig oder nachtheilig zu kennzeichnen bezweckt. 

Die Eintragung eines Urtheils über die Führung oder die Leiſtungen des 
Arbeiters und ſonſtige durch dieſes Geſetz nicht vorgeſehene Eintragungen oder 
Vermerke in oder an dem Arbeitsbuche find unzuläſſig. 


$. 85 g. 

Iſt das Arbeitsbuch bei dem Bergwerksbeſitzer unbrauchbar geworden, ver⸗ 
loren gegangen oder vernichtet, oder find von dem Bergwerksbeſitzer unzuläſſige 
Merkmale, Eintragungen oder Vermerke in oder an dem Arbeitsbuche gemacht, 
oder wird von dem Bergwerksbeſitzer ohne rechtmäßigen Grund die Aushändigung 
des Arbeitsbuches verweigert, ſo kann die Ausſtellung eines neuen Arbeitsbuches 
auf Koſten des Bergwerksbeſitzers beanſprucht werden. Ein Bergwerksbeſitzer, 
welcher das Arbeitsbuch ſeiner geſetzlichen Verpflichtung zuwider nicht rechtzeitig 
ausgehändigt oder die vorſchriftsmäßigen Eintragungen zu machen unterlaſſen oder 
unzuläſſige Merkmale, Eintragungen oder Vermerke gemacht hat, iſt dem Arbeiter 
entſchädigungspflichtig. Der Anſpruch auf Entſchädigung erliſcht, wenn er nicht 
innerhalb vier Wochen nach ſeiner Entſtehung im Wege der Klage oder Einrede 
geltend gemacht iſt. 
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F. 85 h. 7 

Auf Antrag des Minderjährigen, ſeines Vaters oder Vormundes hat die 
Ortspolizeibehörde die Eintragung in das Arbeitsbuch koſten⸗ und ſtempelfrei zu 
beglaubigen. 

$. 86. 

Bergwerksbeſitzer, welche einen Bergmann verleiten, vor rechtmäßiger Be⸗ 
endigung des Arbeitsverhältniſſes die Arbeit zu verlaſſen, find dem früheren Arbeit- 
geber für den entſtandenen Schaden als Selbſtſchuldner mitverhaftet. In gleicher 
Weiſe haftet der Bergwerksbeſitzer, welcher einen Bergmann annimmt, von dem 
er weiß, daß derſelbe einem anderen Arbeitgeber zur Arbeit noch verpflichtet iſt. 

In dem im vorſtehenden Abſatze bezeichneten Umfange iſt auch derjenige 
Bergwerksbeſitzer mitverhaftet, welcher einen Bergmann, von dem er weiß, daß 
derſelbe einem anderen Arbeitgeber zur Arbeit noch verpflichtet iſt, während der 
Dauer dieſer Verpflichtung in der Beſchäftigung behält, ſofern nicht ſeit der un⸗ 
rechtmäßigen Löſung des Arbeitsverhältniſſes bereits vierzehn Tage verfloſſen find, 


F. 87. 

Die Bergwerksbeſitzer find verpflichtet, ihren Arbeitern unter achtzehn Jahren, 
welche eine von der Gemeindebehörde oder vom Staate als Fortbildungsſchule 
anerkannte Unterrichtsanſtalt beſuchen, hierzu die erforderlichenfalls von der Berg⸗ 
behörde feſtzuſetzende Zeit zu gewähren. Am Sonntage darf der Unterricht nur 
ſtattfinden, wenn die Unterrichtsſtunden ſo gelegt werden, daß die Schüler nicht 
gehindert werden, den Hauptgottesdienſt oder einen mit Genehmigung der kirch⸗ 
lichen Behörden für ſie eingerichteten beſonderen Gottesdienſt ihrer Konfeſſion zu 
beſuchen. Ausnahmen von dieſer Beſtimmung kann der Miniſter für Handel 
und Gewerbe für beſtehende Fortbildungsſchulen, zu deren Beſuch keine Ver⸗ 
pflichtung beſteht, bis zum 1. Oktober 1894 geſtatten. 

Als Fortbildungsſchulen im Sinne dieſer Beſtimmungen gelten auch An⸗ 
ſtalten, in welchen Unterricht in weiblichen Hand- und Hausarbeiten ertheilt wird. 

Durch ſtatutariſche Beſtimmung einer Gemeinde oder eines weiteren Kom⸗ 
munalverbandes, welche nach Maßgabe des $. 142 der Gewerbeordnung erlaſſen 
wird, kann mit Zuſtimmung des Oberbergamts für männliche Arbeiter unter 
achtzehn Jahren die Verpflichtung zum Beſuche einer Fortbildungsſchule begründet 
werden. Auf demſelben Wege können die zur Durchführung dieſer Verpflichtung 
erforderlichen Beſtimmungen getroffen werden. Insbeſondere können durch ſtatu⸗ 
tarifche Beſtimmung die zur Sicherung eines regelmäßigen Schulbeſuchs den Schul⸗ 
pflichtigen ſowie deren Eltern, Vormündern und Arbeitgebern obliegenden Ver⸗ 
pflichtungen beſtimmt und diejenigen Vorſchriften erlaſſen werden, durch welche 
die Ordnung in der Fortbildungsſchule und ein gebührliches Verhalten der 
Schüler geſichert wird. Von der durch ſtatutariſche Beſtimmung begründeten 
Verpflichtung zum Beſuch einer Fortbildungsſchule find diejenigen befreit, welche 
eine andere Fortbildungs⸗ oder Fachſchule (Steigerſchule, Bergvorſchule, Berg⸗ 
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ſchule) beſuchen, ſofern der Unterricht dieſer Schule von dem Oberbergamt als 
ausreichender Erſatz des durch ſtatutariſche Beſtimmung geregelten Fortbildungs- 
ſchulunterrichts anerkannt wird. 


F. 88. 

Das Dienſtverhältniß der von den Bergwerksbeſitzern gegen feſte Bezüge 
zur Leitung und Beaufſichtigung des Betriebes nach Maßgabe der $$. 73 und 74 
angenommenen oder dauernd mit höheren techniſchen Dienſtleiſtungen betrauten 
Perſonen (Mafchinen- und Bautechniker, Chemiker, Zeichner und dergleichen) kann, 
wenn nicht etwas Anderes verabredet iſt, von jedem Theile mit Ablauf jedes 
ee nach ſechs Wochen vorher erklärter Aufkündigung aufgehoben 
werden. 

Jeder der beiden Theile kann vor Ablauf der vertragsmäßigen Zeit und 
ohne Innehaltung einer Kündigungsfriſt die Aufhebung des Dienſtverhältniſſes 
verlangen, wenn ein wichtiger, nach den Umſtänden des Falles die Aufhebung 
rechtfertigender Grund vorliegt. 


$. 89. 

Gegenüber den im $. 88 bezeichneten Perſonen kann die Aufhebung des 
Dienſtverhältniſſes insbeſondere verlangt werden: 

1) wenn ſie beim Abſchluß des Dienſtvertrages den Bergwerksbeſitzer durch 
Vorbringen falſcher oder verfälſchter Zeugniſſe hintergangen oder ihn 
über das Beſtehen eines anderen ſie gleichzeitig verpflichtenden Dienſt⸗ 
verhältniſſes in einen Irrthum verſetzt haben; 

2) wenn ſie im Dienſte untreu ſind, oder das Vertrauen mißbrauchen; 

3) wenn ſie ihren Dienſt unbefugt verlaſſen oder den nach dem Dienſt⸗ 
vertrage ihnen obliegenden Verpflichtungen nachzukommen beharrlich 
verweigern; 

4) wenn ſie eine ſicherheitspolizeiliche Vorſchrift bei der Leitung oder Be⸗ 
aufſichtigung der Bergarbeit übertreten oder wenn ihnen durch die 
Bergbehörde die Befähigung zum Aufſichtsbeamten aberkannt iſt, 

5) wenn ſie durch anhaltende Krankheit oder durch eine längere Freiheits⸗ 
ſtrafe oder Abweſenheit an der Verrichtung ihrer Dienſte verhindert 
werden; 

6) wenn fie ſich Thätlichkeiten oder Ehrverletzungen gegen den Bergwerks⸗ 
beſitzer oder feine Vertreter zu Schulden kommen laſſen 

7) wenn ſie ſich einem unſittlichen Lebenswandel ergeben. 

In dem Falle zu 5 bleibt der Anſpruch auf die vertragsmäßigen Leiſtungen 
des Bergwerksbeſitzers für die Dauer von ſechs Wochen in Kraft, wenn die 
Verrichtung der Dienſte durch unverſchuldetes Unglück verhindert worden iſt. 
Jedoch mindern ſich die Anſprüche in dieſem Falle um denjenigen Betrag, welcher 
dem Berechtigten aus einer auf Grund geſetzlicher Verpflichtung beſtehenden 
Kranken- oder Unfallverſicherung oder aus einer Knappſchaftskaſſe zukommt. 
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6. 90. 

Die im F. 88 bezeichneten Perſonen können die Aufhebung des Dienſt⸗ 
verhältniſſes insbeſondere verlangen: 

1) wenn der Bergwerksbeſitzer oder feine Stellvertreter ſich Thätlichkeiten 

oder Ehrverletzungen gegen ſie zu Schulden kommen laſſen; 

2) wenn der Bergwerksbeſtzer die vertragsmäßigen Leiſtungen nicht gewährt , 

3) wenn der Bergwerksbeſitzer oder deſſen Stellvertreter Anordnungen er⸗ 

gehen läßt, welche gegen den Betriebsplan oder gegen ſicherheitspolizei⸗ 
liche Vorſchriften verſtoßen, oder wenn er die Mittel zur Ausführung 
der von der Bergbehörde getroffenen polizeilichen Anordnungen ver- 
weigert. 

$. 91. 

Unter den im $. 86 aufgeſtellten Vorausſetzungen tritt die daſelbſt be⸗ 
ſtimmte Haftung des Bergwerksbeſitzers auch für den Fall ein, wenn die im 
F. 88 bezeichneten Perſonen zur Aufgabe des Dienſtverhältniſſes verleitet, in 
Dienſt genommen oder im Dienſt behalten werden. 


$. 92. 

Die wegen Uebertretungen der $$. 84 Abſatz 4, 85 und 85f Abſatz 3 
feſtgeſetzten Geldſtrafen fließen zu der Knappſchaftskaſſe, welcher das betreffende 
Werk angehört. f ! 

$. 93. 


Auf jedem Bergwerke iſt über die daſelbſt beſchäftigten Arbeiter eine Lifte 
zu führen, welche die Vor⸗ und Zunamen, das Geburtsjahr, den Wohnort, den 
Tag des Dienſtantritts und der Entlaſſung, ſowie das Datum des letzten 
Arbeitszeugniſſes enthält. 

Die Liſte muß der Bergbehörde auf Verlangen vorgelegt werden. 


B. Betreffend die Befugniſſe der Bergbehörden. 


Artikel II. 
An Stelle des $. 77 im Allgemeinen Berggeſetze tritt folgende Beſtimmung: 
„Dieſelben ſind verpflichtet, die Bergbeamten, welche im Dienſte 
das Bergwerk befahren, zu begleiten und denſelben auf Erfordern 
Auskunft über den Betrieb, über die Ausführung der Arbeitsordnung 
und über alle ſonſtigen, der Aufſicht der Bergbehörde unterliegenden 
Gegenſtände zu ertheilen.“ 
Artikel III. 
Der zweite Abſatz des §. 189 erhält folgende Faſſung: 
„Sie handhaben insbeſondere die Bergpolizei nach Vorſchrift des 
Geſetzes. In Beziehung auf die ihrer Aufſicht unterworfenen Anlagen 
r. 9547.) 
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und Betriebe ſtehen ihnen, inbeſondere bei der Ueberwachung der Aus⸗ 
führung dieſes Geſetzes, die Befugniſſe und Obliegenheiten der im 
§. 139 b der Reichsgewerbeordnung bezeichneten Aufſichtsbeamten zu.“ 


Artikel IV 
In F. 196 wird hinter den Worten: 
die Sicherheit des Lebens und der Geſundheit der Arbeiter,“ folgender 
Abſatz eingeſchaltet: 
„die Aufrechterhaltung der guten Sitten und des Anſtandes durch 
die Einrichtung des Betriebes.“ 


Artikel V. 
Der Abſatz 1 des F. 197 erhält folgenden Zuſatz: 
„Für ſolche Betriebe, in welchen durch übermäßige Dauer der 
täglichen Arbeitszeit die Geſundheit der Arbeiter gefährdet wird, können 
die Oberbergämter Dauer, Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit 
und der zu gewährenden Pauſen vorſchreiben und die zur Durchführung 
dieſer Vorſchriften erforderlichen Anordnungen erlaſſen.“ 


Artikel VI. 
1) Der F. 192 erhält folgenden Abſatz 2: 

„Widerſprechen Verfügungen oder Beſchlüſſe des Revierbeamten 
oder des Oberbergamts den von der zuſtändigen Berufsgenoſſenſchaft 
erlaſſenen Vorſchriften zur Verhütung von Unfällen, ſo iſt zur Ein⸗ 
legung des Rekurſes binnen der vorſtehend bezeichneten Friſt auch der 
Dorftand der Berufsgenoſſenſchaft oder Berufsgenoſſenſchaftsſektion 
befugt. 

2) Der F. 197 erhält folgenden Abſatz 3: 

„Vor dem Erlaß von Polizeiverordnungen, welche ſich auf die 
Sicherheit des Lebens und der Geſundheit der Arbeiter und auf die 
Aufrechterhaltung der guten Sitten und des Anſtandes im Betriebe 
beziehen, iſt dem Vorſtande der betheiligten Berufsgenoſſenſchaft oder 
Berufsgenoſſenſchaftsſektion Gelegenheit zu einer gutachtlichen Aeußerung 
zu geben. Auf dieſe finden die Beſtimmungen des $. 79 Abſatz 1 
des Unfallverſicherungsgeſetzes vom 6. Juli 1884 (Reichs-Geſetzbl. S. 69) 
Anwendung.“ 


C. Straf- und Schlußbeſtimmungen. 


Artikel VII. 


Der dritte Abſchnitt des neunten Titels im Allgemeinen Berggeſetze vom 
24. Juni 1865 erhält folgende Faſſung: f 


— 145 — 


Dritter Abſchnitt. 
Strafbeſtimmungen. 


$. 207. 

Uebertretungen der Vorſchriften in den $$. 4, 10, 66, 67, 69, 71, 72, 
73, 74, 77, 93, 163, 200, 201, 203, 204, 205 werden mit Geldſtrafe bis zu 
einhundertfünfzig Mart und im wwermögensfalle mit Haft beſtraft. 

In den Fällen der $$. 67 und 69, ſowie 73 und 74 tritt dieſe Strafe 
auch dann ein, wenn auf Grund der $$. 70 und 75 der Betrieb von der Berg: 
behörde eingeſtellt wird. 

§. 207a. 

Mit Geldſtrafe bis zu zweitauſend Mark und im Unvermögensfalle mit 
Gefängniß bis zu ſechs Monaten werden Bergwerksbeſitzer beſtraft, welche den 
$$. 84 Abſatz 4 und 85 f Abſatz 3 zuwiderhandeln. 


$. 207 b. 
Mit Geldſtrafe bis zu dreihundert Mark und im Unvermögensfalle mit 
Haft wird beſtraft, wer ein Bergwerk betreibt, für welches eine Arbeitsordnung 
($. 80a) nicht beſteht, oder wer der endgültigen Anordnung der Behörde wegen 
Erſetzung oder Abänderung der Arbeitsordnung ($. 80 h) nicht nachkommt. 


§. 2070. 

Mit Geldſtrafe bis zu einhundertfünfzig Mark und im Unvermögensfalle 

mit Haft bis zu vier Wochen wird beſtraft: 

1) wer der Beſtimmung des F. 80e Abſatz 2 zuwider gegen Arbeiter 
Strafen verhängt, welche in der Arbeitsordnung nicht vorgeſehen ſind 
oder den geſetzlich zuläſſigen Betrag überſteigen, oder wer Strafgelder, 
Lohnabzüge oder die im F. 80 b Ziffer 6 bezeichneten Beträge in einer 
dem Geſetze oder der Arbeitsordnung e Weiſe verwendet; 

2) wer es unterläßt, den durch die $$. 80 c Abſatz 2, 80 g Abſatz 1, 801 
und 80 k für ihn begründeten Verpflichtungen nachzukommen. 

$. 207d. 
Mit Geldſtrafe bis zu dreißig Mark und im Unvermögensfalle mit Haft 


bis zu acht Tagen wird beſtraft, wer es unterläßt, der durch §. 80g Abſatz 2 
für ihn begründeten Verpflichtung nachzukommen. 


$. 207 e. 
Mit Geldſtrafe bis zu zwanzig Mark und im Unvermögensfalle mit Haft 
bis zu drei Tagen für jeden Fall der Verletzung des Geſetzes wird beſtraft: 

1) wer den Beſtimmungen der $$. 85 und 85 b bis 859 zuwider einen 
Arbeiter in Beſchäftigung nimmt oder behält; 

2) wer außer dem im F. 207a vorgeſehenen Falle den Beſtimmungen 
dieſes Geſetzes in Anſehung der Arbeitsbücher zuwiderhandelt, 
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3) wer vorſätzlich ein auf feinen Namen ausgeſtelltes Arbeitsbuch unbrauch⸗ 
bar macht oder vernichtet; 

4) wer den Beſtimmungen des F. 87 Abſatz 1 oder einer auf Grund des 
$. 87 Abſatz 3 erlaſſenen ſtatutariſchen Beſtimmung zuwiderhandelt,; 

5) wer es unterläßt, den durch F. 80 e Abſatz 3 für ihn begründeten Ver⸗ 
pflichtungen nachzukommen. 


§. 208. 

Zuwiderhandlungen gegen die von den Bergbehörden bereits erlaſſenen, 
ſowie die von den Oberbergämtern auf Grund des $. 197 noch zu erlaſſenden 
Bergpolizeiverordnungen werden mit Geldſtrafe bis zu dreihundert Mark und im 
Unvermögensfalle mit Haft beſtraft. 

Dieſelbe Strafe findet bei Zuwiderhandlungen gegen die auf Grund der 
$$. 198 und 199 getroffenen polizeilichen Anordnungen Anwendung. 


§. 209. 

Ueber die Zuwiderhandlungen gegen die vorſtehenden Vorſchriften ($. 207, 
$$. 207 a bis 207 e, $. 208) find von den Revierbeamten Protokolle aufzunehmen. 

Dieſe Protokolle werden der Staatsanwaltſchaft zur Verfolgung übergeben. 

Die Entſcheidung ſteht den ordentlichen Gerichten zu. Dieſelben haben 
hierbei nicht die Nothwendigkeit oder Zweckmäßigkeit, ſondern nur die geſetzliche 
Gültigkeit der von den Bergbehörden erlaſſenen polizeilichen Vorſchriften zu prüfen. 

§. 209 a. 

Die Strafverfolgung der in den $$. 207 b und 208 mit Strafe bedrohten 
Handlungen verjährt innerhalb drei Monaten, von dem Tage an gerechnet, an 
welchem ſie begangen ſind. 

Artikel VIII. 


Dieſes Geſetz tritt am 1. Januar 1893 in Kraft. Mit der Ausführung 
deſſelben wird der Miniſter für Handel und Gewerbe beauftragt. 

Die Oberbergämter find ermächtigt, den Bergwerksbeſitzern auf Antrag 
angemeſſene Friſten, längſtens bis zum 1. Juli 1893, behufs Herſtellung der 
zur Durchführung des §. 80 k Abſatz 1 erforderlichen Einrichtungen zu gewähren. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Neues Palais, den 24. Juni 1892. 


G. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. v. Boetticher. Herrfurth. v. Schelling. 
Frhr. v. Berlepſch. Miquel. v. Kaltenborn. v. Heyden. 
Thielen. Boſſe. 
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